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1
Einleitung

1.1 NOTWENDIGKEIT OFFENSIVER
ANTIKRITIK

Im Streit um das deutsche Tarifsystem be-
finden sich die Gewerkschaften seit länge-
rer Zeit in der Defensive (Bispinck 2003).
Den massiven Angriffen auf die Branchen-
tarifverträge von Seiten der Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft begegnen sie meist
mit dem Hinweis, dass von einer Starrheit
der Tarifverträge nicht die Rede sein könne,
dass im Gegenteil der betriebliche Gestal-
tungsspielraum aufgrund zahlreicher tarif-
licher Öffnungs- und Härtefallklauseln in-
zwischen groß sei und auch genutzt werde.
So richtig diese Argumentation ist, so we-
nig hat sie bislang die Kritiker des Tarifsys-
tems beeindrucken können. Es stellt sich
daher die Frage, ob nicht eine offensivere
gewerkschaftliche Anti-Kritik sinnvoll und
notwendig wäre, die sowohl theoretisch als
auch empirisch die positiven Wirkungen
des Flächentarifsystems und die Problema-
tik alternativer Lohnsetzungsregime stär-
ker in den Mittelpunkt rückt.

Im Folgenden soll ein Versuch in diese
Richtung unternommen werden. Dazu
werden unter Punkt 1.2 zunächst die ver-
schiedenen Argumente, die häufig gegen
eine Lohnsetzung auf Branchenebene (wie
in Deutschland) und für eine Verlagerung
der Lohnverhandlungen auf die Betriebs-
ebene vorgebracht werden, zusammenge-
fasst. Punkt 2 unterzieht diese Begründun-
gen einer kritischen Überprüfung und
beschreibt die Vorteile des Flächentarif-
systems gegenüber einem dezentralen
Lohnfindungsregime. In Punkt 3 wird an-

Wettbewerb zwischen den Arbeitnehmern
und lösten die Löhne von den jeweiligen lo-
kalen Angebots-Nachfrage-Verhältnissen.
Flächentarifverträge behinderten das freie
Spiel von Angebot und Nachfrage auf dem
Arbeitsmarkt und verursachten so Arbeits-
losigkeit.

Eine andere Argumentation kann sich
auf einen einflussreichen Aufsatz von
Calmfors und Driffill (1988) stützen: Da-
nach sind sowohl stark zentralisierte als
auch hochgradig dezentralisierte Lohnver-
handlungssysteme der „mittleren" Variante
(Tarifverhandlungen auf Branchenebene
wie in der Bundesrepublik Deutschland)
überlegen. Die Beziehung zwischen dem
Zentralisierungsgrad des Lohnverhand-
lungssystems und der Arbeitslosigkeit wird
hier als „buckelförmig“ (hump-shaped) ge-
sehen (die Arbeitslosenquoten sind in de-
zentralisierten und zentralisierten Syste-
men niedriger als in den intermediären).
Die Ursache liegt nach Calmfors/Driffill
darin, dass sowohl zentralisierte als auch
dezentralisierte Lohnverhandlungssysteme
moderate Lohnabschlüsse produzierten:
Fänden die Verhandlungen – bei vollstän-
diger Dezentralisierung – auf der Ebene des
individuellen Betriebs oder Unternehmens
statt, führten „überzogene“ Lohnerhöhun-
gen zu einer verminderten Wettbewerbs-
fähigkeit der Firma und als Folge zu Ent-
lassungen, da zwischen den Produkten der
Unternehmen einer Branche üblicherweise
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schließend untersucht, inwieweit sich die
Behauptung der Kritiker, eine Dekoordina-
tion und Verbetrieblichung der Tarifpolitik
führe zu besseren Ergebnissen für die öko-
nomische Performance und insbesondere
für die Beschäftigung, empirisch stützen
lässt. Punkt 4 beendet mit einem Fazit die
Untersuchung.

1.2 DIE EINWÄNDE GEGEN 
BRANCHENWEITE FLÄCHENTARIFE

Tarifverhandlungen können auf verschie-
denen Ebenen stattfinden, wobei die Band-
breite von Betriebs- oder Firmenvereinba-
rungen über Branchentarifverträge bis hin
zu zentral ausgehandelten Vereinbarungen
auf nationaler Ebene (manchmal mit der
Regierung als drittem Partner) reicht.
Wenngleich in den vergangenen Jahren be-
trächtliche Veränderungen in den Tarifver-
handlungsinstitutionen einzelner OECD-
Länder stattgefunden haben, sind traditio-
nell die nordischen Länder Europas (ins-
besondere Finnland und Norwegen) durch
stärker zentralisierte Tarifverhandlungssys-
teme gekennzeichnet, während die USA
und Kanada am anderen, dezentralisierten
Ende der Skala liegen. Kontinentaleuropa
nimmt mit den hier überwiegenden Lohn-
verhandlungen auf Sektorebene die mittle-
re Position ein.

Die Forderung nach mehr Flexibilität
in den Tarifverträgen bzw. nach Aufwer-
tung betrieblicher Vereinbarungen zu Un-
gunsten branchenweiter Flächentarife wird
unterschiedlich begründet: In der markt-
radikalen resp. neoklassisch fundierten
Sicht sind institutionelle Vereinbarungen
(Nicht-Markt-Institutionen) und Regulie-
rungen ganz allgemein Rigiditäten, die die
wirtschaftliche Entwicklung negativ beein-
flussen. Regulierungen verminderten den
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ein hoher Grad an Substitutionalität beste-
he. Daher könne die Arbeitnehmerseite
nicht an „zu hohen“ Lohnforderungen in-
teressiert sein. Für die Gesamtwirtschaft 
(d. h. für die Unternehmen insgesamt) be-
deute dies im Ergebnis lohnpolitische
Zurückhaltung und damit geringe Arbeits-
losigkeit.

Anders sei die Situation, wenn die Ver-
handlungen auf Branchenebene stattfän-
den: Hier hätten die Lohnsteigerungen eine
weniger direkte Auswirkung auf die Be-
schäftigung, da alle Unternehmen einer
Branche gleichermaßen von einer Nomi-
nallohnerhöhung betroffen seien. Die Kos-
tensteigerungen könnten in den Preisen
weitergegeben werden, ohne dass es zu
einem wesentlichen Nachfrage- und Be-
schäftigungsrückgang komme, da der Grad
der Substitutionalität zwischen den Pro-
dukten verschiedener Branchen relativ ge-
ring sei. Die einzelne Gewerkschaft hande-
le somit rational, wenn sie in ihrem Wirt-
schaftszweig eine aggressive Lohnpolitik
betreibe, handelten aber alle Gewerkschaf-
ten in allen Branchen so, sei die Folge ein
hohes allgemeines Lohnniveau, das sich ne-
gativ auf die Beschäftigung auswirke.

Eine Gewerkschaft, die auf nationaler
Ebene verhandele, werde diesen Effekt hin-
gegen berücksichtigen. Sie wisse, dass hohe
Lohnsteigerungen zu Beschäftigungsverlu-
sten führten und werde daher zu niedrige-
ren Lohnabschlüssen bereit sein als die auf
Sektorebene verhandelnde Gewerkschaft.
Diese Lohnzurückhaltung schlage sich wie-
derum in einer geringeren gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitslosigkeit nieder.

2
Zur Kritik an den Flächen-
tarifverträgen

Die beiden vorgestellten Argumentations-
muster, auf die sich die Kritiker der Tarif-
verträge in Deutschland häufig berufen,
weisen bei allen Unterschieden eine Ge-
meinsamkeit auf: Sie unterstellen einen
eindeutigen Zusammenhang zwischen
Lohnhöhe und Beschäftigungsniveau:
niedrigere Löhne führen zu mehr Beschäf-
tigung. In der „Regulierungshypothese"
stehen dabei die Tarifautonomie und der
Flächentarifvertrag einer notwendigen
Lohnzurückhaltung im Wege, im „Calm-
fors/Driffill-Modell“ schneiden gerade in-
termediäre Systeme wie in Deutschland, in

denen zwischen Arbeitgebern und Ge-
werkschaften auf Branchenebene verhan-
delt wird, besonders schlecht in Bezug auf
moderate Abschlüsse ab. Die Behauptung
eines inversen Zusammenhangs zwischen
Lohnhöhe und Beschäftigung, wonach die
Beschäftigung umso höher ist, je niedriger
das Lohnniveau vereinbart wird, ist jedoch
weder theoretisch noch empirisch haltbar,
wie an anderer Stelle näher erläutert wird
(Grunert 2003; zur empirischen Widerle-
gung zuletzt Flassbeck/Maier-Rigaud 2003;
Hirschel 2004).

Generell ist gegenüber beiden Ar-
gumentationsvarianten kritisch anzumer-
ken, dass sie Löhne nur als Kostenfaktor
sehen und deshalb Lohnzurückhaltung
ausschließlich positiv bewerten. Natürlich
sind die Löhne einerseits Kosten für die
Produzenten, sie stellen aber auf der ande-
ren Seite die wesentliche Quelle der effek-
tiven Nachfrage für die Wirtschaft dar. Da-
mit aber entsteht bei fortdauernder Lohn-
moderation die Gefahr, dass die Innova-
tionsfähigkeit der Wirtschaft nachhaltig
geschwächt wird. Geht man nämlich – in
Anknüpfung an Schmooklers vielbeachtete
„demand-pull“-Hypothese (Schmookler
1966) – davon aus, dass eine Vielzahl tech-
nologischer Innovationen (innerhalb gege-
bener technologischer Paradigmen) nach-
frageinduziert ist, dann verringert eine
mangelnde effektive Nachfrage, die durch
zu geringe Lohnzuwächse verursacht wird,
die Innovationsbereitschaft der Unterneh-
men, insbesondere kleinerer und mittlerer
Firmen, die – anders als größere und ex-
portintensive Unternehmen – in starkem
Maße von der Binnennachfrage abhängig
sind (Kleinknecht 1998).

An dem Modell von Calmfors/Driffill
ist zudem kritisiert worden, dass es streng
genommen nur für eine geschlossene
Volkswirtschaft gelten kann. In einer offe-
nen Volkswirtschaft schränkt der inter-
nationale Wettbewerb die Möglichkeiten
der Industriegewerkschaften, hohe Lohn-
zuwächse durchzusetzen (die dann über
steigende Kosten der Unternehmen zu
Preiserhöhungen führen), deutlich ein
(Danthine/Hunt 1994; Rama 1994).

Selbst wenn man also die der Calm-
fors/Driffill-Hypothese zugrunde liegen-
den Annahmen akzeptiert, kann das Mo-
dell nicht überzeugen. Als Argumenta-
tionsbasis gegen die branchenweiten
Flächentarife in Deutschland ist dieser An-
satz im Übrigen auch deshalb zweifelhaft,
weil er sich auch anders interpretieren ließe

– nämlich in Richtung auf einen notwen-
digen stärkeren Zentralisierungsgrad, bei
dem die Tariflohnverhandlungen für die
gesamte Volkswirtschaft geführt werden.

Nun könnten die marktradikalen bzw.
neoklassischen Kritiker des Flächentarifs
einwenden, dass es ihnen primär nicht um
die Senkung des allgemeinen Lohnniveaus
gehe, sondern vor allem um eine Flexibi-
lisierung: So könne ein bestimmtes Lohn-
niveau durchaus für einzelne wettbewerbs-
starke Unternehmen akzeptabel sein. An-
dere, wettbewerbsschwächere Unterneh-
men seien jedoch mit einheitlichen
Tarifabschlüssen überfordert, sodass sie
Gefahr liefen, aus dem Markt auszuschei-
den, wodurch dann Arbeitsplätze verloren
gingen. Mit einer Verlagerung der Tarifver-
handlungen auf die betriebliche Ebene
bzw. einer Lohndifferenzierung nach Er-
tragslage (dies schließt Lohnsenkungen in
der Form einer unbezahlten Verlängerung
der Arbeitszeit mit ein) könne dem ent-
gegengewirkt werden, sodass insgesamt
positive Beschäftigungseffekte zu erwarten
seien.

Aber auch diese Argumentation über-
zeugt nicht: Zwar lassen sich auf Betriebs-
oder Firmenebene konkrete Regelungen
zur Beschäftigungssicherung treffen, eine
ganz andere Frage ist jedoch, ob es dadurch
auch zu einer Beschäftigungsförderung auf
der Ebene der Gesamtwirtschaft kommt
(zu den folgenden Ausführungen: Flass-
beck/Spiecker 2001; Grunert 1991 und
1998).

Zentrales Merkmal und Triebkraft ei-
nes marktwirtschaftlichen Systems sind
differierende Ertragssituationen der einzel-
nen Unternehmen in den jeweiligen Wirt-
schaftszweigen, die aus den unterschiedli-
chen technologischen Entwicklungsni-
veaus der Unternehmen resultieren. Die
technologisch dominierenden Unterneh-
men innerhalb jeder Branche verschaffen
sich durch die Einführung neuer Produk-
tionsmethoden, d. h. mit Hilfe von Prozess-
innovationen, oder durch die Hervorbrin-
gung von Produktinnovationen einen
Wettbewerbsvorteil gegenüber ihren Kon-
kurrenten und erzielen Extragewinne,
während umgekehrt diejenigen Unterneh-
men, die mit dem Tempo des technischen
Fortschritts ihrer Konkurrenten nicht mit-
halten können, in die Verlustzone geraten
und aus dem Markt ausscheiden. Diese
marktwirtschaftliche Selektion ist übli-
cherweise auch gewünscht, da sie gesamt-
wirtschaftliche Produktivitätssteigerungen
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und damit positive Einkommenseffekte
mit sich bringt.

Voraussetzung dieser Steuerung der
Wirtschaft über flexible Gewinne ist aber,
dass die Unternehmen im Wettbewerb ein-
heitliche Preise für alle Produktionsfak-
toren zahlen, also etwa für Fremdkapital
gleicher Fristigkeit,1 alle aus dem In- und
Ausland bezogenen Vorprodukte und na-
türlich auch Arbeit.2 Nur wenn alle Unter-
nehmen den gleichen Preis für alle gleich-
artigen Vorleistungen zahlen, sind die für
den Wettbewerb erforderlichen gleichen
Ausgangsbedingungen gegeben. Nur unter
diesen Voraussetzungen ergibt sich für das
einzelne Unternehmen ein Anreiz, Innova-
tionen zu entwickeln und einzuführen, da
es dann im Erfolgsfall einen Extragewinn
erzielt, weil es für seine Vorleistungen in-
klusive Arbeit nicht mehr als seine nun
prozess- und/oder produkttechnologisch
unterlegenen Konkurrenten zahlen muss.
Wird hingegen jeder Vorsprung eines Pio-
nierunternehmens in der Technologie resp.
Arbeitsproduktivität teilweise oder gar
vollständig durch höhere Preise für seine
besonderen Vorleistungen einschließlich
Arbeit kompensiert, so verringern sich ent-
sprechend seine Innovationsanreize.

Aber nicht nur die Innovationsbereit-
schaft der einzelnen Unternehmen sinkt
bei einer „Verbetrieblichung“ der Tarifpo-
litik bzw. einer Lohndifferenzierung nach
Ertragslage, es wird auch die Steuerung der
wirtschaftlichen Entwicklung über flexi-
ble Gewinne und damit die Effizienz eines
sich dynamisch entwickelnden marktwirt-
schaftlichen Systems (teilweise) außer Kraft
gesetzt. Es ist mehr als verwunderlich, dass
dies gerade von neoklassischer Seite beden-
kenlos in Kauf genommen wird, einer
Theorierichtung, die ansonsten die zentra-
le Rolle des Wettbewerbs in einer Markt-
wirtschaft darin sieht, knappe Ressourcen
an den ineffizienten Produzenten vorbei zu
den effizientesten Unternehmen zu lenken.
Nun sollen auf einmal die technologisch
rückständigen Unternehmen, die aufgrund
mangelnder Innovationsdynamik ihren
Konkurrenten hinterherhinken, durch
Lohnmoderation faktisch subventioniert
und umgekehrt die innovativsten, effizien-
testen Unternehmen durch relativ hohe
Lohnabschlüsse abgestraft werden.3

Abgesehen davon bleibt die Frage, wo-
her die so behaupteten positiven Beschäf-
tigungseffekte stammen sollen. Denn die
Marktanteile, die die wettbewerbsschwä-
cheren Unternehmen einbüßen, gewinnen

die konkurrenzstärkeren Unternehmen da-
zu. Unterstellt wird offenbar, dass durch die
Dezentralisierung der Tarifpolitik und den
damit verbundenen Schutz produktivitäts-
schwächerer Unternehmen (über relativ
niedrige Lohnabschlüsse, die ihnen das
Überleben ermöglichen) der gesamtwirt-
schaftliche Produktivitätsfortschritt ge-
dämpft und damit die Beschäftigungssi-
tuation verbessert wird.

Eine solche Auffassung ist aber nur
unter der Prämisse einer vorgegebenen
Produktionsmenge (bzw. eines gegebenen
Produktionswachstums) oder – was auf
dasselbe hinausläuft – unter der Vorausset-
zung einer Unabhängigkeit von Produk-
tivität und Produktion haltbar. Dies ist
wenig realistisch: Geht die erwähnte Ab-
schwächung des Produktivitätswachstums
mit einer geringeren Produktionszunahme
einher, so muss sich keine verbesserte Be-
schäftigungsentwicklung ergeben. Ein ge-
dämpfter Produktivitätsfortschritt kann
sogar zu einer sinkenden Beschäftigung
führen, wenn nämlich (bei gegebener Ar-
beitszeit) die Produktion prozentual noch
weniger steigt als die Arbeitsproduktivität.
In jedem Fall gibt es keinen Automatismus,
bei dem das Produktionswachstum gege-
ben ist und die Beschäftigung damit umso
höher liegt, je geringer die Produktivitäts-
steigerung ausfällt.

Aber selbst wenn es gelänge, die Pro-
duktivitätszunahme abzuschwächen und
unter das Produktionswachstum zu drü-
cken, d. h. die Beschäftigung durch Drosse-
lung des technischen Fortschritts zu er-
höhen, brächte dies nur kurzfristige positi-
ve Effekte. Denn wie auch empirische Ana-
lysen belegen (vgl. Punkt 3), schaffen die
Unternehmen und Branchen, die in bedeu-
tendem Umfang in Produktinnovationen
investieren, mehr Arbeitsplätze als die in-
novationsschwächeren Unternehmen und
Sektoren. Gerade diese innovativen Produ-
zenten, die mit ihren Produktneuerungen
häufig neue Märkte erschließen, werden
aber – wie gezeigt – durch eine Politik der
Lohndifferenzierung nach Ertragslage (als
Voraussetzung der Dämpfung des Produk-
tivitätsfortschritts) benachteiligt, wenn
ihre Extragewinne über höhere Löhne re-
duziert oder sogar beseitigt werden. Die
Unternehmen, die neuartige Produkte im
Kapitalgüterbereich erzeugen (Investiti-
onsgüter-Innovationen), wären zusätzlich
nachfrageseitig negativ betroffen, da ein ge-
ringeres Produktivitätswachstum eine ver-
langsamte Anwendung neuartiger Prozess-

technologien, d. h. einen langsameren Er-
satz alter durch neue, leistungsfähigere
Produktionstechniken, impliziert. Die so-
mit verringerten Innovationsanreize für
(potenziell) innovative Unternehmen und
Sektoren würden zu einer verminderten
Hervorbringung und Einführung von Pro-
duktneuerungen führen, was längerfristig
einen negativen Einfluss auf die Beschäfti-
gung hätte.

Die neoklassische Kritik am Flächen-
tarifvertrag ist auch deshalb erstaunlich,
weil dieser lediglich das viel beschworene
Marktgesetz der Preisunterschiedslosigkeit
(„law of one price“) durchsetzt. Gäbe es in
Deutschland – wie annäherungsweise etwa
in den USA – eine hohe geographische Mo-
bilität der Arbeitnehmer, wäre eine Anpas-
sung der Löhne an die Unternehmenslage
dauerhaft gar nicht möglich. Die Arbeit-
nehmer würden von den Unternehmen,
die weniger als den einheitlichen Markt-
preis für eine Arbeitskraft bezahlten, ab-
wandern und zu Firmen wechseln, die den
Marktpreis zu zahlen bereit wären. Flä-
chentarifverträge stellen insofern Ersatz-
lösungen – sogenannte funktionale Äqui-
valente – dar, die in Ländern mit relativ ge-
ringer geographischer Mobilität der Ar-
beitskräfte (bzw. nicht-perfekten Arbeits-
märkten) marktwirtschaftliche Bedingun-
gen am Arbeitsmarkt produzieren: Für
gleich knappe Arbeitskraft wird flächen-
deckend auch der gleiche Marktpreis be-
zahlt.

1 Selbstverständlich ist hierbei ein individuelles Aus-
fallrisiko in Rechnung zu stellen, da Zins und Til-
gung keinen sofort gezahlten, sondern nur einen
für die Zukunft versprochenen Preis darstellen.

2 Gemeint ist hier natürlich Arbeit gleicher Qualität,
d. h. vergleichbaren Schwierigkeitsgrades und ver-
gleichbarer Ausbildung. Mit anderen Worten: Vor-
aussetzung ist, dass die Unternehmen gleichen
Lohn für gleiche Arbeit zahlen.

3 Natürlich kann eine Lohndifferenzierung nach Un-
ternehmenslage (bei Lohnvereinbarungen auf
Betriebs- oder Firmenebene) niemals nur einseitig
wirken, d. h. nur zu Lohnzurückhaltung bei Er-
tragsschwäche führen. Vielmehr werden die Ar-
beitnehmer dann auch umgekehrt eine Beteili-
gung an guten Unternehmensergebnissen einfor-
dern. Die betreffenden einzelnen Unternehmen
werden sich diesen Forderungen schon deshalb
nicht widersetzen, weil sie ansonsten lokale, be-
triebliche Konflikte und Marktanteilsverluste ris-
kierten. Darüber hinaus können die innovativen
Unternehmen die Lohnzuschläge dazu nutzen,
qualifizierte Arbeitnehmer anzuziehen oder zu hal-
ten.
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wenn dies auch nicht immer statistisch
signifikant ist, ermittelt das Kapitel eine
gewisse Tendenz, dass stärker zentrali-
sierte/koordinierte Verhandlungssysteme
niedrigere Arbeitslosenquoten und höhere
Erwerbstätigenquoten haben als andere,
weniger zentralisierte/koordinierte Syste-
me.“ (OECD 1997, S. 64; Übersetzung
G.G.)

Dass die OECD vor dem Hintergrund
dieser Resultate weiterhin für eine stärker
dezentralisierte Lohnsetzung zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarktsituation plädiert,
lässt sich wohl nur noch ideologisch er-
klären.5

3.2 ANDERE EMPIRISCHE
UNTERSUCHUNGEN

Die OECD steht mit ihren Befunden nicht
allein: Andere empirische Cross-Country-
Analysen, die die Auswirkungen von Ar-
beitsmarktinstitutionen und -politiken auf
die Arbeitslosigkeit untersuchen, kommen
zu ähnlichen Ergebnissen: Sie stellen –
zumeist auf der Basis multivariater Model-
le, welche die Bedeutung einzelner institu-
tioneller Variablen aufzudecken versuchen
unter Kontrolle einer Vielzahl weiterer Fak-
toren – einen negativen Zusammenhang

beitslosigkeit als „mittlere" Verhandlungs-
systeme.

3.1 DIE ERGEBNISSE DER OECD

Die vielleicht „unverdächtigste“ Untersu-
chung zum Zusammenhang zwischen der
Struktur der Tarifverhandlungen und der
ökonomischen Performance stammt von
der OECD (1997). Die OECD hat sich im-
mer wieder für eine Dezentralisierung der
Lohnverhandlungen ausgesprochen, so
auch in ihrer „OECD Jobs Study“, in der sie
die Beseitigung all der Restriktionen emp-
fiehlt, die eine Anpassung der Löhne an 
die lokalen Gegebenheiten verhinderten
(OECD 1996, S. 15; OECD 2004, S. 127 und
131). Umso überraschender ihre Ergebnis-
se im „Employment Outlook“ von 1997:
Die OECD testet in einer empirischen Ana-
lyse, die neunzehn Industrieländer um-
fasst, für die Jahre 1980, 1990 und 1994 
den Zusammenhang zwischen Indikatoren
des Tarifverhandlungssystems (Gewerk-
schaftsdichte, Deckungsgrad der Tarifver-
handlungen sowie Zentralisations-/Koor-
dinationsgrad der Lohnverhandlungen)
und Indikatoren der ökonomischen Per-
formance (Arbeitslosenquote, Erwerbstäti-
genquote, Inflation, reales Einkommens-
wachstum und Einkommensungleichheit),
und zwar sowohl anhand einfacher Rang-
korrelationsanalysen als auch mit Hilfe
anspruchsvollerer, multivariater Regres-
sionstechniken (bei letzteren mit quanti-
tativen und qualitativen Variablen). Ab-
schließend wird – wiederum regressions-
analytisch – der Zusammenhang zwischen
den Veränderungen in den genannten In-
dikatoren des Tarifverhandlungssystems
und den Veränderungen in den Indikato-
ren der ökonomischen Performance in den
verschiedenen OECD-Ländern im Zeit-
raum 1980 bis 1990 untersucht.

Die OECD findet insgesamt nicht viele
statistisch signifikante Beziehungen zwi-
schen den meisten Kennziffern der ökono-
mischen Performance und des Tarifver-
handlungssystems; insbesondere ergeben
sich keine Hinweise auf die Existenz einer
„hump-shaped"-Beziehung zwischen dem
Zentralisations-/Koordinationsgrad und
der Arbeitslosigkeit. Die Organisation stellt
jedoch in einer Zusammenfassung ihrer
empirischen Ergebnisse fest:

„Stärker zentralisierte/koordinierte
Ökonomien haben bedeutend weniger Ein-
kommensungleichheit als stärker dezentra-
lisierte/unkoordinierte. Darüber hinaus,

3
Zur Empirie

An der Calmfors/Driffill-Hypothese ist zu
Recht kritisiert worden, dass sie den Zen-
tralisierungsgrad des Lohnverhandlungs-
systems (Firmen-, Branchen-, nationale
Ebene) in den Mittelpunkt der Analyse
stellt, der nur einen (wenn auch wichtigen)
Aspekt des Koordinierungsgrades darstellt.
Die entscheidende institutionelle Einfluss-
größe sei der Koordinierungsgrad der Lohn-
verhandlungen (Soskice 1990a und 1990b).
Tatsächlich können zentralisierte Verhand-
lungssysteme dezentralisierte, nicht abge-
stimmte Lohnsetzungen enthalten, wäh-
rend umgekehrt einige Länder (z.B. Japan)
mit dezentralisierten Verhandlungen auf
Unternehmensebene zu hochgradig koor-
dinierten Verhandlungsergebnissen gelan-
gen (Flanagan 1999, S. 1159). Zu betonen
ist jedoch, dass – bei allen Unterschieden in
Bezug auf einzelne Länder – zwischen Zen-
tralisierung und Koordinierung eine enge
Verbindung besteht: Stark zentralisierte
Verhandlungen sind im Allgemeinen auch
stark koordiniert und umgekehrt (Howell
2004, S. 18). Im folgenden Überblick geht
es um die Effekte unterschiedlicher Koor-
dinierungsgrade der Lohnverhandlungen,
d.h. des umfassenderen Maßes der institu-
tionellen Struktur.4

Hätten die neoklassischen Kritiker des
Flächentarifs Recht, so wäre eine positive
Korrelation zwischen dem Koordinie-
rungsgrad der Lohnverhandlungen und
der Arbeitslosenquote der Länder zu er-
warten: Je geringer (höher) der Koordina-
tionsgrad, desto niedriger (höher) müsste
die Arbeitslosigkeit sein. Denn in neoklas-
sischer Sicht stellt jede kollektive Regulie-
rung des Arbeitsmarktes eine Rigidität dar,
die der ökonomischen Performance scha-
det (Siebert 1997; Weede 1996). Je stärker
der Wettbewerb unter den Arbeitnehmern,
desto mehr würden Lohnzurückhaltung
und -flexibilität gefördert, desto besser
seien mithin die Ergebnisse für den Ar-
beitsmarkt. Nach der Calmfors/Driffill-
Hypothese dagegen sollte die Beziehung
zwischen Verhandlungskoordination und
Arbeitslosigkeit buckelförmig („hump-
shaped“) sein: Sowohl hochgradig dekoor-
dinierte als auch hochgradig koordinierte
Lohnverhandlungssysteme führen nach
dieser Hypothese zu stärkerer Lohn-
zurückhaltung und damit geringerer Ar-

4 Der Koordinierungsgrad bezieht sich auf das Aus-
maß an Koordination in den Lohnverhandlungen
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberorgani-
sationen. Ein Aspekt der Verhandlungskoordinati-
on ist die Ebene, auf der die Verhandlungen primär
stattfinden (Firmen-, Branchen-, regionale/natio-
nale Ebene), weitere Aspekte sind z. B. die Ge-
werkschaftskonzentration, die Gewerkschafts-
und die Arbeitgeberzentralisierung, die informelle
Koordination und der Korporatismus (einen
Überblick geben Aidt/Tzannatos 2002, S. 85, Tab.
5–4). Einige der Studien, die die untersuchten
OECD-Länder nach einer Einschätzung des Koor-
dinierungsgrades der Lohnverhandlungen in je-
dem Land einstufen oder klassifizieren, konzen-
trieren sich in ihrer Bewertung auf bestimmte
Aspekte, die meisten jedoch benutzen einen Clus-
ter unterschiedlicher Aspekte der Verhandlungs-
koordination, um ihre Einstufung oder Klassifika-
tion vorzunehmen.

5 Die OECD findet auch in einer späteren empiri-
schen Überprüfung des Zusammenhangs zwi-
schen Zentralisierung/Koordinierung und Arbeits-
losenquote der OECD-Länder mit Hilfe verschie-
dener Korrelations- und Regressionsrechnungen
keinerlei Beleg dafür, dass ein geringerer Zentrali-
sierungs-/Koordinierungsgrad der Lohnverhand-
lungen mit einer niedrigeren Arbeitslosigkeit ver-
bunden ist (OECD 2004, S. 162ff.).
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zwischen dem Koordinierungsgrad der
Lohnverhandlungen und der Arbeitslosen-
quote fest, d. h. ein höherer Koordinations-
grad ist mit einem niedrigeren Arbeits-
losigkeitsniveau verbunden (Baker et al.
2004; Bertola et al. 2001; Blanchard/Wol-
fers 2000; Nickell et al. 2003; Nunziata
2003; Palley 2001; Smith/Zoega 2004).6

Aidt/Tzannatos werten in einer Analyse
der Weltbank die genannte OECD-Unter-
suchung und 24 weitere Cross-Country-
Studien aus, die den Zusammenhang zwi-
schen dem Koordinierungsgrad der Lohn-
verhandlungen und der ökonomischen
Performance in unterschiedlichen Grup-
pen von OECD-Ländern während der ver-
gangenen 30 Jahre untersucht haben
(Aidt/Tzannatos 2002, S. 98ff.).7 Um die
Ergebnisse zu systematisieren, unterteilen
sie die 25 Studien in 125 „Substudien“. Eine
Substudie ist definiert als eine Beziehung
zwischen einem bestimmten Indikator des
Koordinationsgrades und einem von 12 In-
dikatoren der ökonomischen Performance
(Arbeitslosenquote, Inflation, Okun's In-
dex etc.). Es zeigt sich, dass Länder mit
einem hohen Koordinierungsgrad der
Lohnverhandlungen im Durchschnitt eine
tendenziell bessere ökonomische Perfor-
mance aufweisen als solche mit einem ge-
ringeren Koordinationsgrad, wenngleich
die beiden Autoren dieses Ergebnis primär
auf die 70er und 80er Jahre beziehen und
für die 90er Jahre in Bezug auf die meisten
ökonomischen Indikatoren eine Eineb-
nung der Unterschiede vermuten. Was 
den Einfluss des Koordinationsgrades der
Lohnverhandlungen auf die Arbeitslosig-
keit betrifft, stützt die Empirie die Calm-
fors/Driffill-Hypothese nur wenig: In nicht
einmal der Hälfte der 16 Substudien, die
explizit die „hump"-Hypothese testen, wird
sie empirisch bestätigt. Von den übrigen 
24 Substudien (ohne die bereits erwähnte
OECD-Untersuchung von 1997), die die
Beziehung zwischen Verhandlungskoor-
dination und Arbeitslosigkeit untersuchen,
weisen wiederum 19 (also fast 80 %) einen
negativen Zusammenhang zwischen dem
Koordinierungsgrad der Lohnverhandlun-
gen und der Arbeitslosigkeit nach, vier
finden keinen statistisch signifikanten
Zusammenhang und nur eine Substudie
ermittelt eine positive Beziehung (Aidt/
Tzannatos 2002, S. 135ff., Tab. A-2).

Die Behauptung der deutschen
Flächentarifgegner, weniger Zentralisie-
rung resp. Koordination der Lohnverhand-
lungen führe zu weniger Arbeitslosigkeit,

lässt sich also empirisch nicht untermau-
ern; eher kann das Gegenteil (eine höhere
Arbeitslosigkeit bei geringerem Koordinie-
rungsgrad) vermutet werden. Dagegen gibt
es empirische Belege für die hier vertretene
These, dass die Herstellung gleicher tarif-
licher Rahmen- und somit Wettbewerbsbe-
dingungen für alle Unternehmen der je-
weiligen Branchen die Innovationsanreize
vergrößert, was im Ergebnis zu höheren
Produktivitäts- und Einkommenszuwäch-
sen führt. So zeigt beispielsweise eine Stu-
die für Schweden, dass die Politik der An-
gleichung der relativen Löhne zwischen
den Betrieben und Branchen entsprechend
dem Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit“, die in Schweden nach 1945 fast 15
Jahre dominierte, sowohl die Produktivität
als auch den aggregierten Output signifi-
kant erhöhte (Hibbs/Locking 2000).

Auch liegen mehrere empirische Stu-
dien für verschiedene Länder vor, die die
oben aufgestellte These stützen, dass For-
schung und Entwicklung (FuE) und Inno-
vationen wesentlich durch das Nachfrage-
wachstum stimuliert werden (Geroski/
Walters 1995; Arvanitas/Hollenstein 1996;
Crepon et al. 1996; Brouwer/Kleinknecht
1996; Brouwer/Kleinknecht 1999), sodass
ein Nachfrageausfall aufgrund von Lohn-
zurückhaltung die Innovationsaktivitäten
negativ beeinflussen dürfte. Erheblich ver-
mindert werden die Innovationsanreize
ebenso (wie oben dargestellt), wenn in ei-
nem System dezentraler Lohnsetzung die
Löhne an die Ertragslage der einzelnen Un-
ternehmen angepasst werden. Eine verrin-
gerte Innovationsbereitschaft hat aber län-
gerfristig negative Auswirkungen auf die
Beschäftigungsentwicklung, vor allem, weil
davon auch Produktneuerungen betroffen
sind: Zahlreiche empirische Untersuchun-
gen sowohl auf Firmen- als auch auf Bran-
chenebene zeigen nämlich, dass ein positi-
ver Zusammenhang zwischen Produktin-
novationen und Beschäftigungswachstum
besteht, d. h. dass die Unternehmen und
Sektoren, die in der Einführung von Pro-
duktinnovationen dominieren, auch hö-
here Beschäftigungszuwächse verzeichnen
als die weniger innovativen Firmen bzw.
Branchen (Rottmann/Ruschinski 1997;
Flaig/Rottmann 1999; Smolny/Schneeweis
1999; Leo/Steiner 1995; van Reenen 1997;
Antonucci/Pianta 2002; Pianta 2004; Mas-
trostefano/Pianta 2004).

4
Fazit

Wie die vorangegangenen Ausführungen
gezeigt haben, lässt sich weder theoretisch
noch empirisch belegen, dass eine (weitere)
Aufweichung oder gar eine Aufhebung des
Flächentarifsystems zu positiven Beschäf-
tigungseffekten führen würde (sehr kri-
tisch zu einem Flächentarifsystem mit Öff-
nungsklauseln: Wey 2004 und Haucap/Wey
2004). Dagegen dürfte eine weitere Deko-
ordination und Verbetrieblichung der Ta-
rifpolitik den Produktivitätsfortschritt und
die Entwicklung von Produktinnovationen
hemmen, was sich langfristig negativ auf
die Beschäftigung auswirken könnte. Es ist
gerade der Flächentarifvertrag, der die In-
novationsanreize in der Volkswirtschaft
fördert, indem er einen einheitlichen Tarif-
lohn festsetzt, der sich an der durchschnitt-
lichen Produktivität der in den jeweiligen
Branchen konkurrierenden Unternehmen
orientiert, und damit einerseits die innova-
tiven Unternehmen vor überdurchschnitt-
lichen Lohnforderungen ihrer Beschäftig-
ten schützt und andererseits den ineffizien-
ten Firmen die Möglichkeit nimmt, durch
Lohnkostensenkungen (statt durch techni-
sche Aufholprozesse) ihre Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhöhen.

Der Flächentarif hat gegenüber einer
verbetrieblichten Tarifpolitik, bei der die
Entlohnung zwischen den jeweiligen Ver-
tretern der Belegschaften und ihren Arbeit-
gebern dezentral und unabhängig vonein-
ander ausgehandelt wird, zudem noch an-
dere Vorteile:

6 Die hier angeführten Studien berücksichtigen auch
die Interaktionen zwischen verschiedenen Arbeits-
marktinstitutionen (z. B. Verhandlungskoordina-
tion und Gewerkschaftsdichte) oder zwischen In-
stitutionen und makroökonomischen Schocks (hier
wird die Bedeutung der Institutionen nicht in ihrem
direkten Einfluss auf die Arbeitslosigkeit gesehen,
sondern darin, dass sie bestimmen, wie empfind-
lich die Arbeitslosigkeit auf bestimmte makroöko-
nomische Schocks reagiert).

7 Eine Auflistung der 25 ausgewerteten Studien
(darunter sind mit OECD 1997, Calmfors/Driffill
1988 und Soskice 1990a auch drei der in diesem
Aufsatz bereits erwähnten Arbeiten) findet sich
in Aidt/Tzannatos 2002, S. 98, Fn. 13. Vgl. zu 
den verschiedenen verwendeten Indikatoren des
Koordinierungsgrades und den ökonomischen
Performance-Indikatoren Aidt/Tzannatos 2002, S.
86ff. (Tab. 5-5) und S. 91 (Tab. 5-7/5-8).
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– Die Unternehmen handeln in keynesia-
nischer Sicht unter der Restriktion unsi-
cherer Zukunftserwartungen (Robinson
1978, S. 126f.). Bei einem Flächentarifsys-
tem können sie aber zumindest mit einer
verlässlichen, allgemein verbindlichen
Lohnpolitik rechnen und planen. Im Ver-
gleich dazu führt eine Verlagerung der
Lohnfindung auf die Betriebs- oder Fir-
menebene notwendigerweise zu einer Er-
höhung der Unsicherheiten und einer Ver-
kürzung der Planungshorizonte bei den
Unternehmen, weil Lohnkonflikte in die
Betriebe hineingetragen werden und weil
das einzelne Unternehmen heute nicht
mehr abschätzen kann, welche Abschlüsse
morgen bei seinen Konkurrenten verein-
bart werden. Die erhöhte Unsicherheit
schwächt aber die unternehmerische In-
vestitionsbereitschaft und übt mithin ei-

nen negativen Einfluss auf Wachstum und
Beschäftigung aus (Heine/Herr 1999).
– Der Flächentarifvertrag bewirkt, dass 
die Nominallöhne in wirtschaftlichen
Schwächephasen nach unten rigide bleiben
und damit als Geldlohnanker fungieren,
der das Absinken der Ökonomie in eine
Deflation verhindern kann (Herr 2004;
Hein u. a. 2004).

Als Resümee lässt sich feststellen, dass alle
Versuche, den Flächentarifvertrag weiter zu
durchlöchern oder gar ganz aufzuheben,
nur als unverantwortlich bezeichnet wer-
den können. Ziel kann nicht sein, die Lohn-
politik in ein Substitut für staatliche Sub-
ventionen zu verwandeln, indem sie dazu
benutzt wird, einzelne Unternehmen vor
den Anpassungszwängen im Wettbewerb
zu schützen. Natürlich bedeutet dies nicht,

dass jede Öffnung des Flächentarifver-
trages abzulehnen ist. Aber ähnlich wie an-
dere Anpassungsinstrumente auch (z. B.
staatliche Subventionen) sollte dieses Ins-
trument nur in Ausnahmesituationen – 
z. B. in Phasen hoher Arbeitslosigkeit – ein-
gesetzt werden und nur dann, wenn die
(zeitlich befristete) Abweichung vom Tarif-
vertrag z. B. in ein umfassendes Sanie-
rungskonzept bei einem krisenbelasteten
Unternehmen eingebunden ist.Wer jedoch
hierzulande die Ausnahme zur Regel ma-
chen möchte, riskiert damit nicht nur, die
gewachsenen und im Prinzip bewährten
Strukturen des sozialen Dialogs zu zer-
stören, sondern auch, die Beschäftigungs-
situation langfristig zu verschlechtern statt
sie zu verbessern.
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